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Im Bereich der Pferdehaltung hat 
sich in der Rechtsprechungspraxis 
der letzten Jahre viel getan. Über 80 

veröffentlichte, überwiegend verwal-
tungsgerichtliche Entscheidungen aus 
den Jahren 2005 bis 2011 lassen sich 
zu Pferdehaltungen auffinden. Deren  
Urteile und Beschlüsse fallen fast aus-
schließlich zulasten der Halter aus.

Auf der Grundlage des Tierschutzge-
setzes können die zuständigen Behör-
den sowohl Auflagen für die Tierhal-
tung erteilen und Zwangsgelder 
androhen als auch Tierhaltungsverbote 
aussprechen, die Wegnahme und Ver-
äußerung von Tieren anordnen und 

diese Anordnungen auch unter be-
stimmten Voraussetzungen sofort voll-
ziehen. Die dagegen möglichen Rechts-
mittel der betroffenen Tierhalter 
bleiben in den allermeisten Fällen er-
folglos.

Der § 2 des Tierschutzgesetzes be-
sagt: „Wer ein Tier hält, betreut oder zu 
betreuen hat, 

1. muss das Tier seiner Art und sei-
nen Bedürfnissen entsprechend ange-
messen ernähren, pflegen und verhal-
tensgerecht unterbringen;

2. darf die Möglichkeit des Tieres zu 
artgemäßer Bewegung nicht so ein-
schränken, dass ihm Schmerzen oder 

vermeidbare Leiden oder Schäden zu-
gefügt werden;

3. muss über die für eine angemes-
sene Ernährung, Pflege und verhal-
tensgerechte Unterbringung des Tieres 
erforderlichen Kenntnisse und Fähig-
keiten verfügen.“

Entscheidung nach Leitlinien
Zu den Anforderungen, die an die 

Pferdehaltungen zu stellen sind, ent-
halten die Leitlinien zur Pferdehaltung 
(Stand 9. Juni 2009), herausgegeben 
vom Bundesministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz nähere Angaben. Sie bein-
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halten, dass ein Pferd nicht ohne 
Kontakt zu Artgenossen gehalten wer-
den darf. Es muss wenigstens Ge-
ruchs-, Hör- oder Sichtkontakt zu an-
deren Pferden bestehen. Auf das 
soziale Gefüge und die Verträglichkeit 
der Pferde untereinander ist Rücksicht 
zu nehmen. Die Aufzucht von Fohlen 
und Jungpferden sollte in Gruppen mit 
Gleichaltrigen erfolgen. Es müssen im-
mer ausreichend große Auslauf- und 
Weideflächen vorhanden sein.

Zu Boxen- und Auslaufgrößen, Ein-
zäunungen, Stallgebäuden, Fütte-
rungs- und Tränkungseinrichtungen, 
Einstreu und Misten werden konkrete 
Ausführungen und Daten angegeben, 
an denen sich zu orientieren ist. 

Allerdings ist die Frage, ob im Ein-
zelfall bestimmte Anforderungen er-
füllt sind oder nicht, keine rechtliche 
Frage, sondern wird im konkret streiti-
gen Fall durch ein vom Gericht einzu-
holendes Sachverständigengutachten 
ermittelt (BVerwG 17. Juni 2008; 7 B 
26/08 zur Notwendigkeit eines Witte-
rungsschutzes bei Weidehaltung). 

Amtstierärzte kontrollieren
Den Amtstierärzten vor Ort ist inso-

weit aber ein vorrangiger Beurteilungs-
spielraum eingeräumt (BayVGH, 30. Ja-
nuar 2008; 9 B 05.3146). In den meisten 
Fällen kommt es durch Anzeigen und 
Hinweise Dritter zu Besuchen der zu-
ständigen Veterinäre, die dann die Hal-
tungsbedingungen und den Ernäh-
rungs- und Pflegezustand der Pferde 
beurteilen. Aufgrund dieser Verhältnis-
se und der durch die Tierärzte getroffe-
nen Feststellungen ist die Behörde ge-
mäß § 16a des Tierschutzgesetzes 
befugt, geeignete Maßnahmen zur Be-
seitigung oder Vermeidung weiterer 
Verstöße gegen das Tierschutzgesetz zu 
ergreifen. 

Stellt der Amtstierarzt erhebliche 
Vernachlässigungen und schwerwie-
gende Verhaltensstörungen fest, kann 
dem Halter das Pferd sofort fortgenom-
men und auf dessen Kosten anderweitig 
untergebracht werden. Kann der Halter 
eine dem § 2 des Tierschutzgesetzes 
entsprechende Haltung seiner Tiere 
nicht innerhalb einer von der Behörde 
gesetzten Frist sicherstellen, ist diese 
sogar dazu befugt, die Tiere unmittelbar 
zu veräußern, auch um die schon ent-
standenen Kosten zu decken. 

Ist auch dies aus tatsächlichen oder 
rechtlichen Gründen nicht möglich oder 
kann das Pferd nur unter nicht mehr 
behebbaren erheblichen Schmerzen, 
Leiden oder Schäden weiterleben, kann 
die Behörde auf Kosten des Halters die 

Tötung des Pferdes veranlassen. Bei 
schwerwiegenden Verstößen gegen die 
Haltungsbestimmungen kann das Hal-
ten und Betreuen von Tieren untersagt 
oder von der Erlangung eines Sachkun-
denachweises abhängig gemacht wer-
den. 

Die betroffenen Halter können grund-
sätzlich gegen Auflagen und Verfügun-
gen Widerspruch einlegen und bei des-
sen Zurückweisung die Klage erheben. 
Rechtfertigt jedoch die Sachlage aus 
Sicht der Behörde einen sofortigen 
Vollzug der Maßnahme, so muss direkt 
vorläufiger Rechtsschutz vor dem Ver-
waltungsgericht hiergegen begehrt wer-
den. Bei Haltungsuntersagungen kann 
ein Antrag auf Wiedererteilung der Er-
laubnis gestellt werden, dem dann 
stattgegeben wird, wenn der Grund für 
die Annahme von Zuwiderhandlungen 
gegen das Tierschutzgesetz entfallen ist. 

Keine Chance vor Gericht
In den gerichtlich entschiedenen 

Fällen der letzten Jahre geht es um 
Verstöße gegen § 2 des Tierschutzge-
setzes in der gesamten Bandbreite. Im-
mer wieder werden zu viele Pferde auf 
zu engem Raum gehalten und/oder 
(auch bei wenigen Pferden) die Min-
destanforderungen an Einzäunung, 
Bewegung, Pflege, Fütterung, Trän-
kung und tierärztliche Versorgung bei 
Erkrankungen nicht beachtet. Betrof-
fen sind sowohl private Haltungen als 
auch Landwirte. 

Stellt der Amtstierarzt die Verstöße 
einmal vor Ort fest, haben die betrof-
fenen Halter in der Regel vor Gericht 
keine Chance. Oftmals fehlt es auch an 
jeglicher Kooperationsbereitschaft der 
Betroffenen mit den örtlichen Behör-
den. Zudem kann sich bei erheblichen 
Verstößen, die bei den Pferden länger 
anhaltende oder sich wiederholende 
erhebliche Schmerzen oder Leiden ver-
ursachen, noch ein Strafverfahren ge-
gen den Halter anschließen. Gemäß  
§ 17 des Tierschutzgesetzes drohen 
dem Täter bis zu drei Jahren Freiheits-
strafe oder Geldstrafen.  
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